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Mit dem vorliegenden Bericht der Landesregierung erfolgt die mit Anmeldeschreiben 
vom 24. Januar 2020 erbetene Unterrichtung zu dem vorbezeichneten Tagesord­
nungspunkt. 

Der schriftliche Bericht soll darüber informieren, 
a) wie viele der neuen Stellen für Rechtspfleger vorgesehen waren, 
b) wie viele Stellen für Rechtspfleger zum 31 .12.2019 zur Verfügung standen und 
tatsächlich besetzt bzw. unbesetzt waren, 
c) an welchen Gerichten wie viele unbesetzte Stellen sind (und wie lange diese 
unbesetzt sind), 
d) ob es zutrifft, dass Gerichte auch schon zielgerichtet Volljuristen suchen, um 
diese als Rechtspfleger zu beschäftigen. 

Die Fragen werden wie folgt beantwortet: 

a) 
Im Einzelplan 04 wurden seit Sommer 2017 folgende zusätzliche Planstellen für 
Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger nachstehend wie folgt eingerichtet: 

Neu eingerichtete Planstellen und Stellen für 
RechtspflegerIinnen 

insgesamt davon mit kw-
Vermerk 

Nachtragshaus- 2 2 
halt 2017 

Haushalt 2018 43 17 

Haushalt 2019 16 , 14 

Haushalt 2020 18 0 

b) 

Im Einzelplan 04 sind im Haushaltsplan 2019 für die Gerichte und Staatsanwaltschaf­
ten (ohne Finanzgerichtsbarkeit) insgesamt 3017 Planstellen für RechtspflegerIinnen 
etatisiert. Von diesen Planstellen sind 51 mit einem kw-Vermerk belastet. Zum Stich­
tag 01.01.2020 waren 2846,04 besetzt und 170,96 unbesetzt. Daten zur Ist-Beset­
zung zum 31.12.2019 liegen nicht vor. 

c) 

Die Bewirtschaftung der Planstellen für Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger obliegt 
nach der Verordnung über ric~ter- und beamtenrechtliche Zuständigkeiten sowie zur 
Bestimmung der mit Disziplinarbefugnissen ausgestatteten dienstvorgesetzten SteI­
len im Geschäftsbereich des Justizministeriums vom 4. Dezember 2007 
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(SGV.NRW.2030) den Präsidentinnen und Präsidenten der Obergerichte und der Ge­
neralstaatsanwältin und den Generalstaatsanwälten jeweils für ihre Bezirke. 

Innerhalb der jeweiligen Geschäftsbereiche werden den Gerichten bzw. Staatsan­
waltschaften allerdings nicht die Planstellen, sondern die vorhandenen Rechtspflege­
rinnen und Rechtspfleger zugewiesen . Die bezirkliche Verteilung der vorhandenen 
Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger erfolgt nach dem zu erwartenden Arbeitsanfall 
unter BerOcksichtigung der dann aktuellen Geschäftsentwicklung und der daraus fol­
genden geänderten Belastungssituationen und ist somit nicht statisch. Eine darüber 
hinausgehende Verteilung nicht genutzter Planstellen findet nach den hier vorliegen­
den Informationen nicht statt. 

In der nachfolgenden Übersicht sind die den Präsidentinnen und Präsidenten der 
Obergerichte und der Generalstaatsanwältin und den Generalstaatsanwälten zuge­
wiesenen Planstellen für Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger und deren bezirks­
weite Auslastung aufgeführt: 

Planstellen für Rechtspfleger/-innen 

Geschäfts-
zugewiesen Ist-Beset-

bereich 
zum zung zum unbesetzt 

, 31 .12.2019 01 ,01 .2020 

OLG D 619,5 586,56 32,94 

OLG H 1192,5 1179,90 12,60 

OLG K 624,5 555,51 68,99 

GStA D 125,5 115,76 9,74 

GStA H 179,5 167,24 12,26 

GStA K 94 82,80 11,20 

OVG 44 37,56 6,44 

LAG D 27 24,27 2,73 

LAG H 33 29,32 3,68 

LAG K 15 14,47 0,53 

LSG 55 52,65 2,35 

Summe 3009,5 2846,04 163,46 

Die Erhebung der Ist-Besetzung der Planstellen und Stellen erfolgt stichtagsweise. 
Daher können keine Aussagen zur Dauer der Nichtbesetzung von Planstellen für 
Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger getroffen werden. Hierbei ist außerdem zu be­
rücksichtigen, dass es sich bei der Stellenbewirtschaftung nicht um ein starres, son­
dern um ein fließendes System handelt. Planstellen und Stellen werden nicht nur 
durch Ausscheiden des Stelleninhabers frei und besetzbar, sondern auch durch Teil­
zeitbewilligungen, durch Leerstelleneinweisung von in Elternzeit befindlichen Be­
diensteten oder von ohne Bezüge beurlaubten Kräften bzw. durch Abordnungen in 
andere Geschäftsbereiche. Demgegenüber werden frei und besetzbar gewordene 
(Plan-)Stellen nicht nur durch NeueinsteIlungen, sondern auch von "Rückkehrern" 
aus Elternzeiten, Beurlaubungen oder Abordnungen bzw. durch Aufstockungen/Aus­
laufen von Teilzeitbeschäftigungen in Anspruch genommen. 
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Darüber hinaus ist in der anwärtergespeisten Laufbahn des Rechtspflegerdienstes zu 
beachten, dass zum Zeitpunkt der Übernahme nach erfolgreichem Abschluss des 
Vorbereitungsdienstes im Herbst eines jeden Jahres hinreichend freie Planstellen zur 
Verfügung stehen müssen. Hierzu müssen zuvor freigewordene Planstellen vorge­
halten werden. 

d) 
Vor dem Hintergrund einer unvorhers~hbaren Belastungssituation der Rechtspflege­
rinnen und Rechtspfleger hat die Präsidentin des Oberlandesgerichts Köln mitgeteilt, 
dass sie in Aussicht genommen habe, befristete Einstellungen von Volljuristinnen und 
Volljuristen in die Laufbahngruppe 2.1 zum Zweck~ der Entlastung der Rechtspflege­
rinnen und Rechtspfleger im Oberlandesgerichtsbezirk Köln vorzunehmen. 

Gegen diese Vorgehensweise wurden zur schnellen Reduzierung der Belastungssitu­
ation keine Bedenken erhoben . Allerdings soll die Maßnahme mit einer überschauba­
ren Anzahl an Volljuristinnen und Volljuristen (max. 15) erprobt werden . 

Mit Blick auf die herausragende Bedeutung des Rechtspflegeramtes in der Justiz und 
die umfassende und hochqualifizierte Ausbildung der Rechtspflegerinnen und Rechts­
pfleger an der Fachhochschule für Rechtspflege sowie an den Gerichten und Staats­
anwaltschaften des Landes soll und kann die Beschäftigung von Volljuristinnen und 
Volljuristen die Ausbildung von Rechtspflegeranwärterinnen und -anwärtern keines­
falls ersetzen. 


